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D
IE

ZEITUNG
KOMMUNALE

Dass alle Politik am Ende lokal 
ist, muss man Kommunalpolitike-
rinnen und Kommunalpolitikern 
nicht erzählen. Ob Bundes- oder 
Landesgesetze oder direkte Ent-
scheidungen der Räte: „Wichtig 
ist auf‘m Platz“, wie man im Ruhr-
gebiet den Fußball zu kommentie-
ren pflegt. Der Platz – das ist die 
Gemeinde, der Stadtteil, die Stadt, 
der Kreis. Das gilt für Sozialleis-
tungen, aber auch für Bildung, In-
frastruktur und den ÖPNV, für Si-
cherheit und Ordnung und für das 
Stadtbild im Allgemeinen. Kurz: 
Wohlbefinden ist kommunal! 

Riesenaufgabe 
Transformation
Deshalb muss uns allen zu den-
ken geben, dass es Regionen gibt, 
in denen es den Kommunen viel 
schwerer fällt als anderswo, für 
Wohlbefinden vor Ort zu sorgen. 
Nicht, weil dort Verschwendung 
in der Vergangenheit Ursache 
heutiger Finanznot ist, sondern 
weil tiefgreifender Strukturwan-
del gerade da zu hohen Kosten 
der Sozialhilfe führt, wo gleichzei-

tig die Einnahmen aus Gewerbe-
steuern und Einkommensteueran-
teilen besonders gering sind. Und 
gerade da ist der Investitionsstau 
oft am größten. 

Jetzt kommt die Riesenaufgabe 
der industriellen Transformation 
dazu. Dass sie kommt, steht außer 
Frage. Ebenso, dass sie wieder ei-
nen enormen Strukturwandel mit 
sich bringt. Heute wohlhabende 
Kommunen können morgen vor 
den gleichen Nöten stehen wie 
die, die schon seit Jahrzehnten da-
mit konfrontiert sind, sich neu er-
finden zu müssen. Mit vielen posi-
tiven Beispielen, die aber alle eines 
gemeinsam haben: Für lau gab es 
den Erfolg nie. Dafür brauchte es 
Ideen – und Geld, viel Geld!

450 Milliarden Euro 
Investition
Als im Oktober 2019 das Institut 
für Makroökonomie und Konjunk-
turforschung (IMK) und das Insti-
tut der deutschen Wirtschaft (IW) 
in einer gemeinsamen Studie den 
Investitionsbedarf für das nächste 

Jahrzehnt bezifferten, war das Er-
staunen bei vielen groß: Mindes-
tens 450 Milliarden Euro müssten 
zusätzlich (!) in die Hand genom-
men werden, um Deutschland 
zukunftsfähig zu machen, so die 
Konsensmeinung jener zwei Ins-
titute, die sich als gewerkschafts-
nah und arbeitergebernah sonst 
eher debattierend gegenüberste-
hen. 

Knapp zwei Jahre später wissen 
wir: Das war eine zurückhaltende 
Schätzung. Der sozial-ökologische 
Umbau unserer Wirtschaft hin zu 
einer klimaneutralen Industriena-
tion, die weltweit Lösungen an-
bieten kann, die Mobilitätswende, 
die Digitalisierung unseres Lan-
des, die Sicherung von bezahlba-
rem Wohnen – all das ist dringend 
nötig, um Sicherheit im Wandel 
zu vermitteln. Sicherheit, die nur 
durch Wandel entsteht. Und auch 
hierbei gilt wieder: Vieles davon 
liegt direkt auf den Schultern der 
Kommunen, fast alles zumindest 
indirekt.
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Liebe Leserin, 
lieber Leser,

der Bundestagswahlkampf 

nimmt Fahrt auf. Kein Mor-

gen vergeht, an dem wir nicht 

in den Medien davon lesen, 

dass die Parteien und deren 

Spitzenkandidat:innen sich ei-

nen Wettstreit auf 

offener Bühne lie-

fern. Leider geht es 

nicht nur um inhaltli-

che Argumente, bei-

spielsweise wie wir 

die Zukunft des Lan-

des gestalten wol-

len. Nein, allzu oft 

geht es darum, den 

jeweils anderen mög-

lichst schlecht ausse-

hen zu lassen – bis 

hin zu persönlichen Angriffen. 

Gut ist, dass sich unser Kanz-

lerkandidat Olaf Scholz gerade 

nicht mit derartigen Botschaf-

ten in den Vordergrund drängt.

Dieser Bundestagswahlkampf 

ist ein weiterer Beleg dafür, dass 

der Ton der politischen Ausein-

andersetzung rauer wird.  Und 

das ist beileibe kein Phänomen 

der Bundes- oder Landesebe-

ne. Nein, das passiert auch bei 

uns vor Ort, in den Räten und 

Kreistagen. Was an den extre-

men politischen Rändern be-

gonnen hat, ist mittlerweile 

auch in der „Mitte“ des politi-

schen Spektrums angekommen. 

Das ist nicht gut. Damit tun wir 

uns und vor allem der Demokra-

tie vor Ort keinen Gefallen. Klar, 

um die politische Sa-

che muss hart gerun-

gen werden. Aber: 

Wenn wir die Men-

schen bei uns zuhau-

se erreichen möch-

ten, wenn wir sie 

sogar zum Mitma-

chen animieren wol-

len, dann braucht es 

eine politische und 

demokratische Kul-

tur, ein konstrukti-

ves Miteinander auf Augenhö-

he und kein konfrontatives Ge-

geneinander. Dann braucht es 

einen angemessenen Ton – und 

Haltung! Die Haltung nämlich, 

wie wir unsere Demokratie le-

ben, beschützen und nachfol-

genden Generationen überge-

ben wollen.

Euer Frank Baranowski
Vorsitzender der SGK NRW
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Gute Politik geht nur mit 
starken Kommunen!
Von Dr. Norbert Walter-Borjans, Bundesvorsitzender der SPD
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Die erwähnte Prognose der bei-
den Wirtschaftsinstitute belegt 
auch, dass ein riesiger Teil des 
Nachholbedarfes an Investitio-
nen direkt kommunal ist und auf 
ca. 150 Milliarden Euro beziffert 
wird. Investitionen in Bildung, die 
Dekarbonisierung in all ihren Fa-
cetten, der ÖPNV und der Woh-
nungsbau sind darin nicht einmal 
enthalten, werden aber ebenfalls 
zu einem großen Teil zumindest 
indirekt von den Kommunen ge-
schultert. 

Mit den Lockdowns während der 
Corona-Pandemie werden weite-
re Aufgaben sichtbar, die im Kern 
schon lange da waren, aber viel 
zu lange ignoriert wurden: Der 
Wandel der Innenstädte, Stadt-
teilzentren und Ortskerne durch 
eine beschleunigte Veränderung 
des Einkaufsverhaltens, der Nut-
zungsmischung von Arbeiten 
und Wohnen und durch explo-
dierende Mieten hier und 
Leerstand dort. Nach Coro-
na wird es kein „Weiter so“ 
geben wie vor der Krise. Das 
ist auch gut so. Aber es wird 
vielerorts auch kein „Wieder 
so“ geben. Das erfordert 
kommunalpolitisches Han-
deln zusammen mit Ländern 
und Bund – aber auch mit 
den Akteuren des Einzelhan-
dels, der Gastronomie, der Kul-
tur, mit den Sozialverbänden und 
den Gewerkschaften. Es geht um 
den Charakter unserer Innenstäd-
te, um den wir weltweit beneidet 
werden, und um die Sicherung 
fair bezahlter und sozial abgesi-
cherter Arbeitsplätze.

Die SPD hat zur Bewältigung 
der Corona-Krise mit dem Kom-
munalen Solidarpakt als Teil des 
Konjunkturpaketes viel auf den 
Weg gebracht, um aus der Kri-
se heraus den richtigen Weg ein-
zuschlagen: Angefangen bei der 
dauerhaft höheren Übernahme 
der Kosten der Unterkunft über 
mehr Unterstützung beim Aus-
bau von Kinderbetreuung, ÖP-
NV, Sportstätten und Radwegen 
bis hin zur zeitweisen Erstattung 
der Gewerbesteuerausfälle. 

Wir brauchen aber eine dauerhaft 
solide kommunale Finanzbasis für 
alle Kommunen in Deutschland. 
Die von uns durchgesetzte dau-
erhafte Entlastung bei der Grund-
sicherung im Alter und die Siche-
rung der Grundsteuer sind wich-

tige Schritte. Dennoch 
wird an dieser Stelle ein 
Teufelskreis offenbar, den 
wir durchbrechen müs-
sen: Je stärker eine Kom-
mune vom Strukturwan-
del gebeutelt ist, desto 
schlechter ist ihre finan-
zielle Situation. Ein umso 
höherer Investitionsbe-
darf trifft dann allzu oft 
auf hohe Altschulden. Sie 
sind eine unüberwindbare 
Investitionsbremse, wenn 
jeder Sparerfolg in die 
Verkleinerung des Schul-
denberges gesteckt wer-
den muss, anstatt in Kitas 
und Straßen, Busse und 
Bahnen, Internetleitungen und 
Wohnungsbau, in die Gesund-
heitsversorgung vor Ort – kurz: 
in eine gute Zukunft.

Der Vorschlag von Olaf Scholz, 
die Altschulden – zumeist in Form 

von zinsvariablen Kassenkredi-
ten – hälftig durch die jeweiligen 
Länder und den Bund zu über-
nehmen, die im Verlauf von drei-
ßig Jahren weniger zurückzahlen 
müssten als sie heute überneh-
men würden, wäre ein wichtiger 
Beitrag zu Handlungsfähigkeit 
und Planungssicherheit. Es wäre 
auch keine Zusatzverschuldung 
des Gesamtstaates, sondern le-
diglich eine Umschichtung auf 
die Ebenen, die in Zeiten von Ne-
gativzinsen am Kredit sogar noch 
Geld verdienen. Ein Altschulden-
fonds wäre ein Gebot volkswirt-
schaftlicher Vernunft.

Konkretes Handeln gefragt
Besonders in Wahlkampfzeiten 
klingt das spröde und viel zu 
abstrakt. Umso wichtiger ist es, 
Menschen vor Ort zu haben, 
die das zusammen mit den 
Bürgerinnen und Bürgern in 
greifbare Projekte übersetzen, in 
Projekte, die auf den Charakter 
und die Besonderheiten 
der jeweiligen Kommune 
zugeschnitten sind. Das geht 
nicht von Berlin aus, das geht 

nicht per Dekret. Das geht 
nur vor Ort und nur mit den 
Kommunalen. 

Wo Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten Verantwortung 
tragen, haben wir gezeigt, dass 
wir es sind, die aus Wandel zähl-
bare Zukunft machen. Ob Bund, 
Land oder Kommune – die SPD 
macht Politik für die Menschen 
vor Ort und hat auch auf Bundes-
ebene die Kommunen im Blick. 
Das schlägt sich nieder in dem, 
was wir erreicht haben. Und es 
zeigt sich deutlich in dem, was 
wir wollen. In unserem Zukunfts-
programm und in dem erweitern-
den Positionspapier zur Zukunft 
der Innenstädte haben wir klar 
Stellung bezogen.

SPD hat konkrete Ideen
Wir treten an für den Altschul-
denfonds und eine Investitions-
offensive. Die KfW werden wir 
dafür zu einer modernen Inno-
vations- und Investitionsagentur 
weiterentwickeln.

Wir treten an für einen Zukunfts-
pakt zwischen Bund, Ländern, 
Kommunen und kommunalen 
Spitzenverbänden beim Ausbau 
der erneuerbaren Energien – mit 
verbindlichen Ausbaupfaden, 
Mieterstrom- und kommunalen 
Beteiligungsmodellen.

Wir treten an, um bis 2030 das 
modernste und klimafreundlichs-
te Mobilitätssystem Europas auf-
zubauen und die Kommunen mit 
einem Austauschprogramm für 
Bus- und Bahnflotten gezielt zu 
unterstützen. 

Wir treten an für einen moder-
nen, bürgerfreundlichen Staat, 

der den Bürgerinnen und Bürgern 
wie der Verwaltung das Leben 
durch digitalisierte Dienstleistun-
gen erleichtert. Die „nebenbei“ 
gesammelten Daten der großen 
digitalen Dienstleister zum Kun-
denverhalten gehören in die Hän-
de der Kommunen. Damit schaf-
fen wir eine Basis für bedarfsge-
rechte Angebote der öffentlichen 
Hand.

Wir treten an für eine gemein-
wohlorientierte Bodenpolitik. 
Wir wollen, dass kommuna-
le Wohnbauflächen nicht mehr 
veräußert werden, um Löcher in 
den Kassen zu stopfen. Nicht ver-
zichtbarer und nicht vermehrba-
rer Baugrund darf kein Spekulati-
onsobjekt für Wenige sein. Des-
halb wollen wir ganz in der Tra-
dition Hans-Jochen Vogels, dass 
öffentliches Bauland nur noch 
auf dem Weg der Erbpacht für 
den Wohnungsbau zur Verfü-
gung gestellt wird. Mit Boden-
fonds erhalten Kommunen zu-
dem ein Instrument für die nach-
haltige Stadtentwicklung und 
bezahlbaren Wohnungsbau. Es 
ist außerdem an der Zeit, die 
zehnjährige Spekulationsfrist ab-
zuschaffen. 

Wir treten an für einen neuen, 
durch den Bund mitgeförder-

ten Aufbruch beim Bauen. Wir 
brauchen 400.000 Wohnungen 
pro Jahr, davon 100.000 Sozial-
wohnungen. Die Zahl der Sozi-
alwohnungen steht noch immer 
in keinem Verhältnis zur Zahl de-
rer, die Anspruch auf eine solche 
Wohnung haben. Wir wollen ei-
ne neue Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit einführen und fördern. 
Wer sich zur langfristigen Miet-
preisbindung verpflichtet, der 

kann mit steuerlichen Vergünsti-
gungen rechnen. So schaffen wir 
eine Win-Win-Situation: Wir stär-
ken diejenigen, die an einer sozi-
alverträglichen Vermietung inter-
essiert sind und erhöhen das An-
gebot an bezahlbaren Wohnun-
gen nachhaltig. 

Bundespolitik wirkt vor Ort
Und: Wir treten an für lebendi-
ge, vielfältige Innenstädte. Durch 
Corona hat sich der Verlust tradi-
tioneller Einzelhandels- und Gas-
tronomiebetriebe ebenso ver-
schärft wie die Existenzgefähr-
dung kultureller und sozialer Ein-
richtungen: Einzelhändler müssen 
aufgeben, die großen Ketten 
übernehmen. Der Wegfall von 
Kulturräumen wie Kinos, Stadt-
teilzentren oder Musikclubs wä-
re weit mehr als ein betriebswirt-
schaftlicher Verlust. Es wäre der 
Verlust des Herzens unserer Städ-
te. Wir brauchen ein Sofortpro-
gramm „Stärkung der Innenstäd-
te“, mit dessen Hilfe die Kommu-
nen leerstehende Immobilien an-
kaufen und mit einer Umnutzung 
für eine Belebung des Viertels 
sorgen können. Dem Einzelhan-
del helfen wir mit der Förderung 
der Vernetzung von Angeboten, 
etwa auf lokalen oder regiona-
len Online-Marktplätzen; sowie 
der Stärkung weniger zahlungs-

kräftiger, inhaber-
geführter Einzelhan-
delsgeschäfte und 
Handwerksbetriebe 
im Gewerbemiet-
recht. Mit einer der 
sozialen Wohnraum-
förderung ähnlichen 
sozialen Ladenraum-
förderung könnten 
sich Kommunen Be-

legungsrechte für Ladenräume 
mittels Förderung sichern. 

Wir stehen vor einer Bundestags-
wahl, die unübersehbar Weichen 
für die Kommunalpolitik stellen 
wird. Wir haben gute Gründe, 
den Menschen im Land zu er-
zählen, wie wichtig sozialdemo-
kratische Politik im Bund für das 
Wohlbefinden vor Ort ist. Packen 
wir es gemeinsam an!

Bundespolitik2

Fortsetzung von Seite 1

Unser Zukunftsprogramm

Das Zukunftsprogramm 
der SPD

––
Wofür wir stehen. Was uns antreibt.   

Wonach wir streben.

"Wo Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten 

Verantwortung tragen, haben 
wir gezeigt, dass wir es sind, 

die aus Wandel zählbare 
Zukunft machen." 

"Wir stehen vor einer 
Bundestagswahl, die 

unübersehbar Weichen 
für die Kommunalpolitik 

stellen wird."

Gute Politik geht nur mit 
starken Kommunen!

©
 T

ho
m

as
 T

ru
tsc

he
l |

 P
ho

to
th

ek



Jahrgang 18, Ausgabe 3, 2021

Die Novelle des Klimaschutzge-
setzes ist auch die Konsequenz 
eines Urteils des Bundesverfas-
sungsgerichtes, das zum Schutz 
jüngerer Generationen einen ver-
lässlicheren Plan zur Minderung 
der Emissionen nach 2030 einge-
fordert hat. Es hat mir entgegen 
des Widerstands von CDU/CSU 
doch noch die Möglichkeit eröff-
net, ehrgeizigere Schritte hin zur 
Klimaneutralität rechtlich zu ver-
ankern. Mit dem Beschluss des 
novellierten Klimaschutzgesetzes 
schaffen wir Planungssicherheit 
für die Länder und Kommunen, 
für die Bürgerinnen und Bürger 
und die Wirtschaft in Deutsch-
land. Ein klimapolitischer Mei-
lenstein, der weltweit Beachtung 
findet!

Klimaneutralität zu erreichen ist 
kein Spaziergang. Fast alle Le-
bensbereiche sind betroffen. 
Auch deshalb ist es für mich ein 
wichtiges Anliegen, dass die so-
zial-ökologische Transformation 
zu Mehr führt – zu mehr Inno-
vation, mehr Möglichkeiten, zu 
mehr Lebensqualität. Und so sind 
wir ganz schnell bei den Städ-
ten und Gemeinden. Hier sind 
die Menschen zuhause, hier fühlt 
man sich wohl, hier entscheidet 
sich ganz konkret Lebensqualität. 
Ohne die Städte, Gemeinden und 
Landkreise wird die Transformati-
on hin zur Klimaneutralität nicht 
gelingen.

Was bedeuten die neuen 
Klimaziele für Städte und 
Gemeinden?
Die deutschen Kommunen wer-
den in dreifacher Hinsicht in den 
nächsten Jahren und Jahrzehn-

ten gefordert sein. Erstens im 
Verkehrsbereich: Hier geht es 
nicht nur um die Antriebswen-
de hin zur E-Mobilität; es geht 
auch um intelligente Verkehrs-
führung, Ausbau und Attraktivi-
tät des ÖPNV und um mehr und 
sichere Radwege. Vieles davon 
wird sich ganz konkret vor Ort 
in den Kommunen entscheiden. 
Der Bund unterstützt die Länder 
und Kommunen dabei mit zusätz-
lichen Milliarden. Außerdem för-
dert er Privatpersonen und sozi-
ale Einrichtungen beim Kauf von 
E-Autos und städtische Verkehrs-
unternehmen bei der Anschaf-
fung von E-Bussen. Die SPD hat 
eine klare Zukunftsmission für 
den Verkehrsbereich formuliert: 
Mobilitätsgarantie für alle, Digi-
talisierung und Vernetzung, ein 
Mobilitätsplan 2030, der ÖPNV 
und Schiene auf ein neues Ni-
veau bringt.

Die Vollendung der Verkehrs-
wende zum Nutzen von Mensch 
und Umwelt benötigt eine Vision 
und sie benötigt seriöse Steue-
rung aus dem Bundesverkehrsmi-
nisterium, das nicht mehr einsei-
tig auf populistische Prestigepro-
jekte setzen darf.

Eine ähnlich große Herausforde-
rung ist zweitens das Heizen der 
Gebäude. Mit dem seit 1. Januar 
eingeführten CO2-Preis wird nicht 
nur das Benzin an der Tankstel-
le teurer, sondern auch das Hei-
zen mit fossilen Energieträgern. 
In den Kommunen muss es des-
halb heißen: Die Zukunft gehört 
Solaranlagen auf den Dächern, 
modernen Heizanlagen, der Fern-
wärme, Mieterstrommodellen 

und ambitionierten Sanierung-
soffensiven. Auch hierfür gibt 
es eine ganze Reihe an Förder-
möglichkeiten des Bundes. Mich 
stimmt zuversichtlich, dass die 
Stärkung der Förderanreize für 
die energetische Gebäudesanie-
rung eine regelrechte Antrags-
flut ausgelöst hat. Aber auch bei 
der Wärmewende bedarf es ei-
ner echten Tempoverschärfung, 
die zugleich sozial ausgewogen 
ist und nicht dazu führen kann, 
dass die Mieten in den Ballungs-
räumen noch weiter steigen. Für 
die Wärmewende braucht es 
progressive Mehrheiten ohne die 
Union. Am Widerstand von CDU/
CSU sind in dieser Wahlperiode 
sowohl höhere ordnungsrecht-
liche Effizienzanforderungen als 
auch der Schutz von Mieterinnen 
und Mietern vor steigenden CO2-
Kosten gescheitert.

Und drittens stehen wir vor der 
Herausforderung, den Ausbau 
erneuerbarer Energien massiv zu 
beschleunigen – dem entschei-
denden Faktor für das Gelingen 
der sozial-ökologischen Transfor-
mation. Hier kommt es beson-
ders auf das gute Zusammenspiel 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen an. Wenn nicht alle an ei-
nem, und zwar am selben Strang 
ziehen, werden wir die Klimazie-
le nicht erreichen können. Die 
jüngste EEG-Novelle ist deshalb 
nur ein Schritt, dem schnellstens 
weitere folgen müssen.

Insbesondere beim Ausbau muss 
es schneller und mehr werden. 
Die SPD hat ihre Vorschläge da-
für auf den Tisch gelegt, aber der 
Koalitionspartner war leider nicht 

willens zu mehr als Minimalrefor-
men. Einige Landesregierungen 
wie die in NRW stehen mit ihren 
Mindestabständen sogar aktiv 
auf der Bremse. Wer Ja sagt zur 
Klimaneutralität, der muss auch 
Ja sagen zu einer konsequenten 
Energiewende. Zwei Prozent der 
Landesfläche – in etwa so viel wie 
es in Deutschland Gewässer gibt 
– müssen für erneuerbare Ener-
gien bereitgestellt werden, und 
zwar überall. Die SPD hat in der 
Bundesregierung dafür gesorgt, 
dass sich die Ansiedlung von 
Windrädern und PV-Freiflächen-
anlagen für die Kommunen auch 
finanziell lohnt. Das nützt nicht 
nur der Energiewende, sondern 
erweitert auch die kommunalen 
Möglichkeiten für freiwillige Leis-
tungen. Ein Windpark, der die 
örtliche Bibliothek querfinanziert, 
findet eher Akzeptanz als wenn 
die Profite einzig bei den Dividen-
den der Investoren landen.

Best Practice 
Beispiele gibt 
es längst
Es gibt eine Menge zu tun, aber 
wenn alle gemeinsam die Ärmel 
hochkrempeln ist vieles machbar. 
Die städtischen Verwaltungen 
und die kommunalen Stadtwerke 
nehmen mit ihrer Expertise eine 
entscheidende Rolle für die Kli-
mawende ein.

Es gibt bereits einige vorbildliche 
Beispiele, wie nicht nur auf Im-
pulse von außen gewartet wird, 
sondern die Kommune selbst 
und das Stadtwerk aktiv und in-
novativ vorangehen. Ich denke 
da beispielsweise an die Steger-
waldsiedlung in Köln. Hier wur-
de mit einem intelligenten Mix 
aus Sanierung, Digitalisierung 
und Beteiligung ein Quartier 
energetisch auf den neuesten 

Stand gebracht und die fast 1.100 
Bewohner:innen können sich ih-
re Wohnungen trotzdem weiter-
hin leisten.

Ein anderes Beispiel ist Innovati-
onCity Ruhr. Durch Gebäudesa-
nierungen wurden die CO2-Emis-
sionen Bottrops in nur zehn Jah-
ren halbiert. Das Beispiel Bottrop 
zeigt, wie klimagerechter Stadt-
umbau funktionieren kann, wenn 
er zur Chefsache gemacht wird. 
Es ist mehr als bedauerlich, dass 
die Landesregierung die Auswei-
tung auf ganz Nordrhein-Westfa-
len nicht in Angriff nimmt.

Anpassung als zweite Säule 
einer verantwortungsvollen 
Klimapolitik
Trotz der weltweiten Anstren-
gungen zur Bekämpfung des 
menschengemachten Klimawan-
dels ist die Erderwärmung bereits 
heute Realität und es ist klar, dass 
auch wir in Deutschland ihre Fol-
gen spüren werden. Extremwet-
terereignisse wie heiße, trocke-
ne Sommer oder plötzliche sint-
flutartige Regenstürme machen 
klar wie wichtig es ist, sich auch 
gegen die Folgen des Klimawan-
dels zu wappnen. Eine verant-
wortungsvolle Klimapolitik baut 
deshalb auf zwei Säulen auf: der 
Verringerung von Treibhausgasen 
und der Anpassung an die Folgen 
des Klimawandels.

Maßnahmen zur Anpassung an 
Klimaveränderungen wie zum 
Beispiel eine Verschattung auf 
Spielplätzen der Kitas oder Be-
lüftungsanlagen in Seniorenein-
richtungen sind nur zwei von vie-
len Beispielen, die bereits heu-
te durch Bundesmittel gefördert 
werden. Und der Bedarf da-
für wird sicherlich noch steigen. 
Beim Thema Anpassung sind die 
Städte und Gemeinden unmit-
telbar gefragt, denn sie wissen 
wo konkret gehandelt werden 
muss. Um sie seitens des Bun-
des noch besser zu unterstüt-
zen, richte ich ein deutschland-
weites Beratungszentrum zur 
Klimaanpassung für Kommunen 
ein, das eine überregionale Lot-
senfunktion übernimmt. Außer-
dem fördert das Bundesumwelt-
ministerium künftig auch lokale 
Anpassungsmanager:innen, die 
die Umsetzung von Anpassungs-
konzepten in der Praxis beglei-
ten. Ich freue mich, wenn Bund, 
Länder und Kommunen auch hier 
an einem Strang ziehen.

Klimaschutz 3

Neuer Wind für kommunalen Klimaschutz
Von Svenja Schulze, Bundesministerin für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Deutschland will bis 2045 klimaneutral sein. Das ist unser fairer Beitrag zum Errei-

chen des Pariser Klimaziels, die globale Erderwärmung auf möglichst 1,5 Grad zu 

begrenzen. Und es ist der Erfolg der SPD, dieses Ziel noch vor dem Ende der laufen-

den Wahlperiode durchgesetzt zu haben.
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Kurz nachdem die Enquetekom-
mission ihren Abschlussbericht 
vorgelegt hat, beantragen die 
regierungstragenden Fraktionen 
von CDU und FDP bereits einen 
ersten Schritt zur Umsetzung der 
Empfehlungen der Kommission. 
Zielsetzung ist es, in jeweils drei 
kreisfreien und kreisangehörigen 
Städten sowie Kreisen Modell-
projekte zur Etablierung digitaler 
und hybrider Sitzungen durchzu-
führen. So sollen technische Stan-
dards entwickelt, der Bedarf zur 
Weiterentwicklung der kommu-
nalverfassungsrechtlichen Rege-
lungen ermittelt sowie das Ent-
schädigungsrecht unter die Lupe 
genommen werden.

Es ist durchaus zu begrüßen, 
wenn auf den Kommissionsbe-
richt rasche Schritte zur Umset-

zung folgen. Aber ist dieser Vor-
schlag aus kommunaler (sozial-
demokratischer) Perspektive ein 
richtiger Schritt auf dem Weg zum 
formulierten Ziel? 

Vorhaben ist Sturzgeburt
Das Vorhaben ist eine Sturzge-
burt: Kurz vor der Sommerpau-
se eingebracht, soll die Landes-
regierung bereits direkt nach der 
sitzungsfreien Sommerpause die-
ses Jahres mit Modellprojekten 
starten. Ist das ein ausreichender 
Zeitraum, um ein derart kom-
plexes Modellvorhaben mit Sinn 
und Verstand vorzubereiten? 
Sind nicht noch viele Unschärfen 
auszumachen – etwa die Frage, 
wie sich denn eine interessierte 
Stadt bewirbt? Braucht es über-
haupt Modellprojekte? Auffällig 
ist die CDU/FDP-Vorliebe nahezu 

jedes politische Projekt anhand 
von Modellkommunen „auszu-
probieren“. Dagegen ist dem 
Grunde nach nichts einzuwen-
den. Dinge unter realen Bedin-
gungen anzuwenden, kann den 
Erkenntnisgewinn erheblich stei-
gern. Wenn dann allerdings der 
richtige Zeitpunkt verpasst wird, 
die Erkenntnisse aus Modellpro-
jekten auf möglichst viele Kom-
munen auszudehnen, ist am En-
de nichts gewonnen. Im Gegen-
teil, die Regierung verpasst so 
das eine ums andere Mal den 
Anschluss.

Alle müssen profitieren
Es spricht also viel für die Forde-
rung des nordrhein-westfälischen 
Städtetags, etwaige Spielräume 
möglichst schnell für alle Städ-
te und Gemeinden in NRW nutz-

bar zu machen. Auch die avisierte 
Anzahl der Kommunen gibt An-
lass zur Kritik. Drei Gebietskör-
perschaften aus jeder Kategorie 
– zuzüglich der Bezirksvertretun-
gen in kreisfreien Städten – ist 
arg überschaubar. Medienberich-
ten zufolge ist Voraussetzung für 
die Teilnahme die Bereitschaft, ei-
nen entsprechenden Eigenanteil 

zu übernehmen. Es werden 
sich also viele Hauptverwal-
tungsbeamte die Frage stellen 
(müssen), ob sie sich die Teil-
nahme „leisten“ können und 
ob Aufwand und Nutzen in ei-
nem angemessenen Verhältnis 
stehen. Zu befürchten steht, 

dass die Modellprojekte nicht ei-
ner schnellen und zielgerichteten 
Digitalisierung der kommunalen 
Gremienarbeit Vorschub leisten, 
sondern vielmehr ungewollt der 
Zersplitterung und Etablierung 
von Einzellösungen dienen. Wä-
re das Ganze ein Theaterstück, 
es trüge wohl den Titel: Viel Lärm 
um Nichts.

Wenn wir heute über Wah-
len, egal ob auf kommuna-
ler, Landes- oder Bundes-
ebene lesen, dann lesen 
wir in aller Regel auch über 
eine zurückgehende Wahl-
beteiligung, über Akzep-
tanzprobleme der Politik 
und ihrer Entscheidungs-
wege oder darüber, wie 
schwer es Parteien fällt, 
geeignete Kandidat:innen 
aufzustellen. All das wird häufig 
mit dem Schlagwort Politikver-
drossenheit belegt. Die Frage, die 
sich in diesem Zusammenhang 
stellt, lautet: Ist es Politikverdros-
senheit oder vielleicht sogar eine 
Entfremdung von der Demokratie 
und ihren Funktionsweisen. Das 
jedenfalls wäre ein sehr ernsthaf-
tes Problem, das geeignet wäre, 
die Grundfesten unseres gesell-
schaftlichen Zusammenlebens zu 
erschüttern.

Demokratie im Stresstest
Nun befindet sich das demokra-
tische System seit etwas mehr 
als einem Jahr in einem weiteren 
Stresstest – pandemiebedingt so-
zusagen. Wortschöpfungen wie 
„Coronakratie“ sind fast eben-
so irritierend wie manche Aus-
wirkung der Pandemie selbst. Es 

heißt, die Krise sei die Stunde der 
Exekutive. Das ist sicher richtig. 
Gleichwohl sind wir gut beraten 
darauf zu achten, dass wir auch 
in der Krise stets den parlamen-
tarischen Instrumentenkasten 
bedienen. Gleichzeitig aber auch 
darauf bedacht sind, derartige 
Entscheidungen in derart schwe-
ren Zeiten noch einmal besser 
und intensiver an die Menschen 
im Land zu adressieren.

Enquetekommission
Der nordrhein-westfälische Land-
tag hat in der ablaufenden Wahl-
periode eine Enquetekommissi-
on unter dem Titel „Subsidiarität 
und Partizipation. Zur Stärkung 
der (parlamentarischen) Demo-
kratie im föderalen System aus 
nordrhein-westfälischer Perspek-
tive“ eingerichtet. Den entspre-

chenden Abschlussbe-
richt hat die Kommissi-
on im Mai 2021 vorge-
legt. Hierin beleuchtet sie 
mit der „Weiterentwick-
lung der Demokratie“ 
und „Herausforderun-
gen des Föderalismus“ 
zwei Oberthemen, die 
im Weiteren ausdifferen-
ziert werden in Bereiche 
wie politische Bildung, 

Partizipationsmöglichkeiten, kom-
munalpolitisches Ehrenamt, Kom-
petenzverteilungsfragen sowie Fi-
nanzautonomie und -ausstattung.

Der Abschlussbericht der En-
quetekommission liefert keine 
allumfassenden Antworten. Viel-
mehr bildet dieser Bericht mit 
anderen Debattenbeiträgen zu-
sammen den Startpunkt eines 
überragend wichtigen Diskurses, 
nämlich der Frage: Wie wollen 
wir die Demokratie der Zukunft 
gestalten? Daran schließen sich 
freilich eine Reihe weiterer Ein-
zelfragen an, beispielsweise wie 
wollen wir mehr Menschen für 
Demokratie, Politik oder (kom-
munale) Mandate begeistern, 
wie funktioniert das im digitalen 
Zeitalter, wie kann Familie und 
Ehrenamt unter einen Hut ge-

bracht werden usw. Wir wollen 
uns als SGK aktiv in diese Debat-
te einschalten!

Diskurs auch in der SGK
Vor diesem Hintergrund ist es 
sehr erfreulich, dass sich zwei 
Mitglieder der Kommission, Prof. 
Dr. Frank Decker und Prof. Dr. 
Rainer Bovermann MdL, bereit-
erklärt haben, die Debatte durch 
eigene Beiträge in der KOMMU-
NALEN mit anzuschieben. Gleich-

zeitig wollen wir unsere Mitglie-
der aktiv in den Diskurs einbin-
den – in dieser Ausgabe besteht 
die Möglichkeit, an einer kurzen 
Umfrage teilzunehmen (s. Kas-
ten). Denn eins ist doch klar: Die 
Weiterentwicklung unserer (lo-
kalen) Demokratie kann und wird 
nur dann gelingen, wenn diejeni-
gen mitmachen, die Handelnde 
vor Ort sind und sich tagtäglich 
in den Dienst des gesellschaftli-
chen Miteinanders stellen!

Die Legitimationskrise der parla-
mentarischen Demokratie macht 
auch vor der kommunalen Ebene 
nicht Halt. Vielmehr bündeln sich 
hier aufgrund der besonderen Nä-
he zur Bürgerschaft und deren Be-
troffenheit die Probleme wie unter 
einem Brennglas. Aber auch Lö-
sungen der Vertrauenskrise lassen 
sich am ehesten auf der kommu-
nalen Ebene finden und erproben.

Stärkung des Ehrenamtes
Die Bedeutung der Kommunen 
als Schulen der Demokratie war 
auch Konsens in der Enquete-
kommission „Subsidiarität und 

Partizipation“ im Landtag NRW. 
Bereits der Einsetzungsantrag der 
CDU stellte die Frage: „Wie kann 
das kommunalpolitische Ehren-
amt als Basis demokratischer Par-
tizipation angesichts der Komple-
xität seiner Entscheidungsnot-
wendigkeiten gestärkt werden?“ 
Nach zweieinhalb Jahren intensi-
ver Beratung hat die Kommission 
nun hierzu und zu weiteren Hand-
lungsfeldern einen 150-seitigen 
Abschlussbericht mit 85 Hand-
lungsempfehlungen vorgelegt. 

Im Mittelpunkt der Problemana-
lyse standen die unzureichenden 
Beteiligungsmöglichkeiten und 
die Unterrepräsentation gesell-
schaftlicher Gruppen in den Par-
lamenten. Das kommunale Wahl-
recht für Nicht-EU-Ausländer war 
jedoch ebenso wie die Verbesse-
rung der Repräsentanz von Frau-
en in den Kommunalparlamen-
ten durch ein Paritätsgesetz nur 
als Sondervotum der SPD und der 
Grünen möglich. 

Nachwuchs fördern
Dagegen bestand zwischen CDU, 
SPD, FDP und Grünen Konsens in 
der Frage der Nachwuchsförde-
rung für das kommunalpolitische 
Ehrenamt. Um insbesondere jun-
ge Menschen frühzeitig für ein 
Engagement zu gewinnen, sol-

len die Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen an kommuna-
len Entscheidungen ausgebaut, 

die Kinder- und Jugendparlamen-
te gestärkt und kommunalpoliti-
sche Themen in der politischen 
Bildung betont werden. Darüber 
hinaus wird vorgeschlagen, durch 
familienfreundlichere und flexib-
lere Sitzungszeiten sowie mehr 
Kinderbetreuung die Attraktivität 
des kommunalpolitischen Ehren-
amtes zu erhöhen. 

Trends und 
Herausforderungen
Mit der Professionalisierung und 
der Digitalisierung, die gerade 
vor dem Hintergrund der Coro-
na-Pandemie noch bedeutsamer 
geworden ist, hat die Kommissi-
on aktuelle Trends der Kommu-

nalpolitik aufgegriffen. Zwar soll 
die Präsenz in Sitzungen die Re-
gel bleiben, doch auch die digi-

tale Teilnahme erprobt werden. 
Zudem sollen die rechtlichen Vo-
raussetzungen für die Aufzeich-
nung von Sitzungen geschaffen 
werden, um mehr Transparenz 
und bessere Information zu er-
möglichen. Im Zusammenhang 
mit der zunehmenden Professio-
nalisierung der kommunalpoliti-
schen Arbeit insbesondere in den 
Großstädten sind die Zuwendun-
gen an die Fraktionen zu über-
prüfen und bei Bedarf nachzu-
bessern. Auch die Anpassung der 
Mindestfraktionsstärken als Ge-
gengewicht zur Fragmentierung 
der Kommunalparlamente nach 
der Aufhebung der Sperrklausel 
fand eine Mehrheit. 

Trotz aller Reformansätze bleibt 
die sinkende Beteiligung und die 
damit verbundene soziale Un-

gleichheit der Partizipation ein 
zentrales Problem sowohl der 
parlamentarischen als auch der 
direkten Demokratie. Als Er-
gänzung hat die Kommission 
über deliberative Verfahren wie 
z.B. Bürgerräte auf kommuna-
ler und Landesebene diskutiert. 
Sie werden „von oben“ initiiert, 
sind dialogorientiert und ha-
ben eine beratende Funktion. 
Damit können beispielsweise 
bei Infrastrukturvorhaben die 
Ideen und Interessen der Bür-
gerschaft frühzeitig einfließen 

und Lösungen konsensual erarbei-
tet werden. Vor allem aber könnte 
die soziale Selektivität vermindert 
werden, indem eine repräsentati-
ve, zufallsgesteuerte Auswahl der 
teilnehmenden Bürgerinnen und 
Bürger erfolgt. 

Die Umsetzung der Handlungs-
empfehlungen von Enquetekom-
missionen verlangt – wie so oft in 
der Politik – das „Bohren von har-
ten Brettern“. Erste Anträge sind 
bereits im Landtag eingebracht 
worden. Entscheidend wird je-
doch sein, dass die Landtagswahl 
2022 den Weg für neue, sozialde-
mokratisch geprägte Mehrheiten 
frei macht.

Die örtliche Ebene gilt als Keimzel-
le des bürgerschaftlichen Engage-
ments und „Schule der Demokra-
tie“. Die Menschen sind mit der 
Politik hier unmittelbarer und le-
bensnäher konfrontiert als auf der 
Landes- und Bundesebene, und 
gestalten sie selber mit. Die etwa 
600.000 Bürger, die als gewählte 
Vertreter in den Räten und Kreis-
tagen sitzen, als Sachkundige an 
Integrations-, Senioren- und sons-
tigen Beiräten mitwirken oder in 
kleineren Gemeinden als Bürger-
meister amtieren, tun dies ehren-
amtlich. Die parallel zur Parteiar-
beit ausgeübte kommunale Man-
datstätigkeit stellt in der Bundes-
republik den typischen Einstieg in 
eine Berufspolitikerkarriere dar. 

Probleme bei Rekrutierung
Seit geraumer Zeit verstärken sich 
die Rekrutierungsprobleme. Ein 
notorisches Problem stellt die Un-
terrepräsentanz von Frauen in den 
Räten dar, die durch ungünstige 
Sitzungszeiten und fehlende Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten vom 
Engagement abgehalten wer-
den. Auf der Wählerseite drückt 

sich das nachlassende Interesse 
an der Kommunalpolitik in stark 
rückläufigen Wahlbeteiligungen 
aus. Die veränderte Medienland-
schaft trägt wesentlich dazu bei. 
Durch das Verschwinden von Re-
gional- und Lokalblättern ist die 
Berichterstattung über die ört-
lichen Angelegenheiten immer 
weiter ausgedünnt. Anders als 
auf der Bundes- und Länderebe-
ne können die sozialen Netzwer-
ke hier noch keinen Ersatz bieten. 

Dass sie von den hauptamtlichen 
Kommunalpolitikern als Kommu-
nikationskanäle eher gescheut 
werden, hängt auch mit den An-
feindungen zusammen, denen sie 
sich dort ausgesetzt sehen.

Funktionsfähigkeit der Räte
Die institutionellen Strukturen der 
Gemeinden haben sich seit den 
1990er Jahren deutlich verändert. 
Mit der Übernahme der vorher 
nur in Bayern und Baden-Würt-
temberg möglichen Direktwahl 
des Bürgermeisters durch die an-
deren Länder konstituieren heu-
te alle Kommunalverfassungen 
„quasi-präsidentielle“ Regierungs-
systeme. Eine Folge der Reform 
war der von den Verfassungsge-
richten erzwungene Wegfall der 
Fünfprozenthürde. Begründet 

wurde dies damit, dass die Räte 
im Unterschied zu den Parlamen-
ten in Ländern und Bund keine Re-
gierung bestellen und im Amt hal-
ten müssten. Kritiker beklagen da-
gegen ein Regierbarkeitsproblem. 
Den nicht selten aus zehn oder 
mehr Parteien zusammengesetz-
ten Räten falle es immer schwerer, 
mehrheits- und arbeitsfähige Koa-
litionen zu bilden. Gerade die Ver-
treter radikaler Parteien verhielten 
sich in den Sitzungen oftmals ob-
struktiv. Zudem begünstigten die 
Regelungen eine Konstellation, in 
der ein Bürgermeister mit einer 
parteipolitisch anders gefärbten 
Ratsmehrheit zusammenarbeiten 
müsse.

Ein weiteres potenzielles Er-
schwernis für die kommunalen 
Verantwortungsträger ergibt sich 
durch die im Zuge der Reformen 
zeitgleich erfolgte Einführung 
von Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheiden. Deren Nutzungs-
praxis bleibt zwar überschaubar 
und weist zwischen den Ländern 
große Unterschiede auf. Auch wo 
die Verfahren nicht direkt zur An-

wendung gelangen, trägt aber 
bereits ihre Existenz dazu bei, 
dass die Entscheidungsprozes-
se „konsensueller“ werden. Dies 
ist vor allem für die Länder ge-
wöhnungsbedürftig, die in ihrer 
Kommunalpolitik traditionell eher 
mehrheits- oder konkurrenzde-
mokratisch geprägt sind wie z.B. 
Nordrhein-Westfalen. 

Strukturelle Unterfinanzierung
Blickt man auf die materielle Sei-
te des Regierens, haben die Kom-
munen mit ähnlichen Problemen 
zu kämpfen wie die Länder. Ihre 
Funktion, die Lebensverhältnisse 
der Bürger vor Ort zu gestalten 
und zu verbessern, können viele 
von ihnen nur eingeschränkt er-
füllen, weil es an einer hinreichen-
den und verstetigten Finanzaus-
stattung fehlt. Eine überzeugende 
Lösung dieses Problems steht wei-
ter aus. Sie müsste dringend ge-
funden werden, damit die kom-
munale Demokratie ihre Grundla-
ge behält und die Bürger genug 
Gründe finden, sich auch in Zu-
kunft in den Gemeinden und für 
die Gemeinden zu engagieren.

Partizipation4 5Partizipation

Herausforderungen der lokalen Demokratie
Von Prof. Dr. Frank Decker, wissenschaftlicher Leiter der Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik

Kommunen als Brennglas für Entwicklungen 
Von Prof. Dr. Rainer Bovermann MdL

Wir gestalten die Gesellschaft von morgen!
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Von Maik Luhmann, Landesgeschäftsführer der SGK NRW

Modellprojekte für digitale und hybride 
Sitzungen sollen Aufschluss geben

©
 M

irk
o 

Ra
at

z

IH
R

 S
EI

D
 G

EF
R

A
G

T! Wir möchten von euch eure Sicht auf das kommu-
nalpolitische Ehrenamt erfahren. Ihr seid schließlich 

die Experten vor Ort. Mit der Beantwortung der Fragen helft ihr 
uns dabei, eine Debatte über die Zukunft des kommunalpoliti-
schen Ehrenamtes und damit auch Gestal-
tung der Demokratie vor Ort breit zu veran-
kern. Eine solche Debatte muss jedoch sorg-
fältig geführt werden und sollte nicht Op-
fer unmotivierter politischer Schnellschüsse 
werden! Fragebogen



Jahrgang 18, Ausgabe 3, 2021Jahrgang 18, Ausgabe 3, 2021

Kurz nachdem die Enquetekom-
mission ihren Abschlussbericht 
vorgelegt hat, beantragen die 
regierungstragenden Fraktionen 
von CDU und FDP bereits einen 
ersten Schritt zur Umsetzung der 
Empfehlungen der Kommission. 
Zielsetzung ist es, in jeweils drei 
kreisfreien und kreisangehörigen 
Städten sowie Kreisen Modell-
projekte zur Etablierung digitaler 
und hybrider Sitzungen durchzu-
führen. So sollen technische Stan-
dards entwickelt, der Bedarf zur 
Weiterentwicklung der kommu-
nalverfassungsrechtlichen Rege-
lungen ermittelt sowie das Ent-
schädigungsrecht unter die Lupe 
genommen werden.

Es ist durchaus zu begrüßen, 
wenn auf den Kommissionsbe-
richt rasche Schritte zur Umset-

zung folgen. Aber ist dieser Vor-
schlag aus kommunaler (sozial-
demokratischer) Perspektive ein 
richtiger Schritt auf dem Weg zum 
formulierten Ziel? 

Vorhaben ist Sturzgeburt
Das Vorhaben ist eine Sturzge-
burt: Kurz vor der Sommerpau-
se eingebracht, soll die Landes-
regierung bereits direkt nach der 
sitzungsfreien Sommerpause die-
ses Jahres mit Modellprojekten 
starten. Ist das ein ausreichender 
Zeitraum, um ein derart kom-
plexes Modellvorhaben mit Sinn 
und Verstand vorzubereiten? 
Sind nicht noch viele Unschärfen 
auszumachen – etwa die Frage, 
wie sich denn eine interessierte 
Stadt bewirbt? Braucht es über-
haupt Modellprojekte? Auffällig 
ist die CDU/FDP-Vorliebe nahezu 

jedes politische Projekt anhand 
von Modellkommunen „auszu-
probieren“. Dagegen ist dem 
Grunde nach nichts einzuwen-
den. Dinge unter realen Bedin-
gungen anzuwenden, kann den 
Erkenntnisgewinn erheblich stei-
gern. Wenn dann allerdings der 
richtige Zeitpunkt verpasst wird, 
die Erkenntnisse aus Modellpro-
jekten auf möglichst viele Kom-
munen auszudehnen, ist am En-
de nichts gewonnen. Im Gegen-
teil, die Regierung verpasst so 
das eine ums andere Mal den 
Anschluss.

Alle müssen profitieren
Es spricht also viel für die Forde-
rung des nordrhein-westfälischen 
Städtetags, etwaige Spielräume 
möglichst schnell für alle Städ-
te und Gemeinden in NRW nutz-

bar zu machen. Auch die avisierte 
Anzahl der Kommunen gibt An-
lass zur Kritik. Drei Gebietskör-
perschaften aus jeder Kategorie 
– zuzüglich der Bezirksvertretun-
gen in kreisfreien Städten – ist 
arg überschaubar. Medienberich-
ten zufolge ist Voraussetzung für 
die Teilnahme die Bereitschaft, ei-
nen entsprechenden Eigenanteil 

zu übernehmen. Es werden 
sich also viele Hauptverwal-
tungsbeamte die Frage stellen 
(müssen), ob sie sich die Teil-
nahme „leisten“ können und 
ob Aufwand und Nutzen in ei-
nem angemessenen Verhältnis 
stehen. Zu befürchten steht, 

dass die Modellprojekte nicht ei-
ner schnellen und zielgerichteten 
Digitalisierung der kommunalen 
Gremienarbeit Vorschub leisten, 
sondern vielmehr ungewollt der 
Zersplitterung und Etablierung 
von Einzellösungen dienen. Wä-
re das Ganze ein Theaterstück, 
es trüge wohl den Titel: Viel Lärm 
um Nichts.

Wenn wir heute über Wah-
len, egal ob auf kommuna-
ler, Landes- oder Bundes-
ebene lesen, dann lesen 
wir in aller Regel auch über 
eine zurückgehende Wahl-
beteiligung, über Akzep-
tanzprobleme der Politik 
und ihrer Entscheidungs-
wege oder darüber, wie 
schwer es Parteien fällt, 
geeignete Kandidat:innen 
aufzustellen. All das wird häufig 
mit dem Schlagwort Politikver-
drossenheit belegt. Die Frage, die 
sich in diesem Zusammenhang 
stellt, lautet: Ist es Politikverdros-
senheit oder vielleicht sogar eine 
Entfremdung von der Demokratie 
und ihren Funktionsweisen. Das 
jedenfalls wäre ein sehr ernsthaf-
tes Problem, das geeignet wäre, 
die Grundfesten unseres gesell-
schaftlichen Zusammenlebens zu 
erschüttern.

Demokratie im Stresstest
Nun befindet sich das demokra-
tische System seit etwas mehr 
als einem Jahr in einem weiteren 
Stresstest – pandemiebedingt so-
zusagen. Wortschöpfungen wie 
„Coronakratie“ sind fast eben-
so irritierend wie manche Aus-
wirkung der Pandemie selbst. Es 

heißt, die Krise sei die Stunde der 
Exekutive. Das ist sicher richtig. 
Gleichwohl sind wir gut beraten 
darauf zu achten, dass wir auch 
in der Krise stets den parlamen-
tarischen Instrumentenkasten 
bedienen. Gleichzeitig aber auch 
darauf bedacht sind, derartige 
Entscheidungen in derart schwe-
ren Zeiten noch einmal besser 
und intensiver an die Menschen 
im Land zu adressieren.

Enquetekommission
Der nordrhein-westfälische Land-
tag hat in der ablaufenden Wahl-
periode eine Enquetekommissi-
on unter dem Titel „Subsidiarität 
und Partizipation. Zur Stärkung 
der (parlamentarischen) Demo-
kratie im föderalen System aus 
nordrhein-westfälischer Perspek-
tive“ eingerichtet. Den entspre-

chenden Abschlussbe-
richt hat die Kommissi-
on im Mai 2021 vorge-
legt. Hierin beleuchtet sie 
mit der „Weiterentwick-
lung der Demokratie“ 
und „Herausforderun-
gen des Föderalismus“ 
zwei Oberthemen, die 
im Weiteren ausdifferen-
ziert werden in Bereiche 
wie politische Bildung, 

Partizipationsmöglichkeiten, kom-
munalpolitisches Ehrenamt, Kom-
petenzverteilungsfragen sowie Fi-
nanzautonomie und -ausstattung.

Der Abschlussbericht der En-
quetekommission liefert keine 
allumfassenden Antworten. Viel-
mehr bildet dieser Bericht mit 
anderen Debattenbeiträgen zu-
sammen den Startpunkt eines 
überragend wichtigen Diskurses, 
nämlich der Frage: Wie wollen 
wir die Demokratie der Zukunft 
gestalten? Daran schließen sich 
freilich eine Reihe weiterer Ein-
zelfragen an, beispielsweise wie 
wollen wir mehr Menschen für 
Demokratie, Politik oder (kom-
munale) Mandate begeistern, 
wie funktioniert das im digitalen 
Zeitalter, wie kann Familie und 
Ehrenamt unter einen Hut ge-

bracht werden usw. Wir wollen 
uns als SGK aktiv in diese Debat-
te einschalten!

Diskurs auch in der SGK
Vor diesem Hintergrund ist es 
sehr erfreulich, dass sich zwei 
Mitglieder der Kommission, Prof. 
Dr. Frank Decker und Prof. Dr. 
Rainer Bovermann MdL, bereit-
erklärt haben, die Debatte durch 
eigene Beiträge in der KOMMU-
NALEN mit anzuschieben. Gleich-

zeitig wollen wir unsere Mitglie-
der aktiv in den Diskurs einbin-
den – in dieser Ausgabe besteht 
die Möglichkeit, an einer kurzen 
Umfrage teilzunehmen (s. Kas-
ten). Denn eins ist doch klar: Die 
Weiterentwicklung unserer (lo-
kalen) Demokratie kann und wird 
nur dann gelingen, wenn diejeni-
gen mitmachen, die Handelnde 
vor Ort sind und sich tagtäglich 
in den Dienst des gesellschaftli-
chen Miteinanders stellen!

Die Legitimationskrise der parla-
mentarischen Demokratie macht 
auch vor der kommunalen Ebene 
nicht Halt. Vielmehr bündeln sich 
hier aufgrund der besonderen Nä-
he zur Bürgerschaft und deren Be-
troffenheit die Probleme wie unter 
einem Brennglas. Aber auch Lö-
sungen der Vertrauenskrise lassen 
sich am ehesten auf der kommu-
nalen Ebene finden und erproben.

Stärkung des Ehrenamtes
Die Bedeutung der Kommunen 
als Schulen der Demokratie war 
auch Konsens in der Enquete-
kommission „Subsidiarität und 

Partizipation“ im Landtag NRW. 
Bereits der Einsetzungsantrag der 
CDU stellte die Frage: „Wie kann 
das kommunalpolitische Ehren-
amt als Basis demokratischer Par-
tizipation angesichts der Komple-
xität seiner Entscheidungsnot-
wendigkeiten gestärkt werden?“ 
Nach zweieinhalb Jahren intensi-
ver Beratung hat die Kommission 
nun hierzu und zu weiteren Hand-
lungsfeldern einen 150-seitigen 
Abschlussbericht mit 85 Hand-
lungsempfehlungen vorgelegt. 

Im Mittelpunkt der Problemana-
lyse standen die unzureichenden 
Beteiligungsmöglichkeiten und 
die Unterrepräsentation gesell-
schaftlicher Gruppen in den Par-
lamenten. Das kommunale Wahl-
recht für Nicht-EU-Ausländer war 
jedoch ebenso wie die Verbesse-
rung der Repräsentanz von Frau-
en in den Kommunalparlamen-
ten durch ein Paritätsgesetz nur 
als Sondervotum der SPD und der 
Grünen möglich. 

Nachwuchs fördern
Dagegen bestand zwischen CDU, 
SPD, FDP und Grünen Konsens in 
der Frage der Nachwuchsförde-
rung für das kommunalpolitische 
Ehrenamt. Um insbesondere jun-
ge Menschen frühzeitig für ein 
Engagement zu gewinnen, sol-

len die Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen an kommuna-
len Entscheidungen ausgebaut, 

die Kinder- und Jugendparlamen-
te gestärkt und kommunalpoliti-
sche Themen in der politischen 
Bildung betont werden. Darüber 
hinaus wird vorgeschlagen, durch 
familienfreundlichere und flexib-
lere Sitzungszeiten sowie mehr 
Kinderbetreuung die Attraktivität 
des kommunalpolitischen Ehren-
amtes zu erhöhen. 

Trends und 
Herausforderungen
Mit der Professionalisierung und 
der Digitalisierung, die gerade 
vor dem Hintergrund der Coro-
na-Pandemie noch bedeutsamer 
geworden ist, hat die Kommissi-
on aktuelle Trends der Kommu-

nalpolitik aufgegriffen. Zwar soll 
die Präsenz in Sitzungen die Re-
gel bleiben, doch auch die digi-

tale Teilnahme erprobt werden. 
Zudem sollen die rechtlichen Vo-
raussetzungen für die Aufzeich-
nung von Sitzungen geschaffen 
werden, um mehr Transparenz 
und bessere Information zu er-
möglichen. Im Zusammenhang 
mit der zunehmenden Professio-
nalisierung der kommunalpoliti-
schen Arbeit insbesondere in den 
Großstädten sind die Zuwendun-
gen an die Fraktionen zu über-
prüfen und bei Bedarf nachzu-
bessern. Auch die Anpassung der 
Mindestfraktionsstärken als Ge-
gengewicht zur Fragmentierung 
der Kommunalparlamente nach 
der Aufhebung der Sperrklausel 
fand eine Mehrheit. 

Trotz aller Reformansätze bleibt 
die sinkende Beteiligung und die 
damit verbundene soziale Un-

gleichheit der Partizipation ein 
zentrales Problem sowohl der 
parlamentarischen als auch der 
direkten Demokratie. Als Er-
gänzung hat die Kommission 
über deliberative Verfahren wie 
z.B. Bürgerräte auf kommuna-
ler und Landesebene diskutiert. 
Sie werden „von oben“ initiiert, 
sind dialogorientiert und ha-
ben eine beratende Funktion. 
Damit können beispielsweise 
bei Infrastrukturvorhaben die 
Ideen und Interessen der Bür-
gerschaft frühzeitig einfließen 

und Lösungen konsensual erarbei-
tet werden. Vor allem aber könnte 
die soziale Selektivität vermindert 
werden, indem eine repräsentati-
ve, zufallsgesteuerte Auswahl der 
teilnehmenden Bürgerinnen und 
Bürger erfolgt. 

Die Umsetzung der Handlungs-
empfehlungen von Enquetekom-
missionen verlangt – wie so oft in 
der Politik – das „Bohren von har-
ten Brettern“. Erste Anträge sind 
bereits im Landtag eingebracht 
worden. Entscheidend wird je-
doch sein, dass die Landtagswahl 
2022 den Weg für neue, sozialde-
mokratisch geprägte Mehrheiten 
frei macht.

Die örtliche Ebene gilt als Keimzel-
le des bürgerschaftlichen Engage-
ments und „Schule der Demokra-
tie“. Die Menschen sind mit der 
Politik hier unmittelbarer und le-
bensnäher konfrontiert als auf der 
Landes- und Bundesebene, und 
gestalten sie selber mit. Die etwa 
600.000 Bürger, die als gewählte 
Vertreter in den Räten und Kreis-
tagen sitzen, als Sachkundige an 
Integrations-, Senioren- und sons-
tigen Beiräten mitwirken oder in 
kleineren Gemeinden als Bürger-
meister amtieren, tun dies ehren-
amtlich. Die parallel zur Parteiar-
beit ausgeübte kommunale Man-
datstätigkeit stellt in der Bundes-
republik den typischen Einstieg in 
eine Berufspolitikerkarriere dar. 

Probleme bei Rekrutierung
Seit geraumer Zeit verstärken sich 
die Rekrutierungsprobleme. Ein 
notorisches Problem stellt die Un-
terrepräsentanz von Frauen in den 
Räten dar, die durch ungünstige 
Sitzungszeiten und fehlende Kin-
derbetreuungsmöglichkeiten vom 
Engagement abgehalten wer-
den. Auf der Wählerseite drückt 

sich das nachlassende Interesse 
an der Kommunalpolitik in stark 
rückläufigen Wahlbeteiligungen 
aus. Die veränderte Medienland-
schaft trägt wesentlich dazu bei. 
Durch das Verschwinden von Re-
gional- und Lokalblättern ist die 
Berichterstattung über die ört-
lichen Angelegenheiten immer 
weiter ausgedünnt. Anders als 
auf der Bundes- und Länderebe-
ne können die sozialen Netzwer-
ke hier noch keinen Ersatz bieten. 

Dass sie von den hauptamtlichen 
Kommunalpolitikern als Kommu-
nikationskanäle eher gescheut 
werden, hängt auch mit den An-
feindungen zusammen, denen sie 
sich dort ausgesetzt sehen.

Funktionsfähigkeit der Räte
Die institutionellen Strukturen der 
Gemeinden haben sich seit den 
1990er Jahren deutlich verändert. 
Mit der Übernahme der vorher 
nur in Bayern und Baden-Würt-
temberg möglichen Direktwahl 
des Bürgermeisters durch die an-
deren Länder konstituieren heu-
te alle Kommunalverfassungen 
„quasi-präsidentielle“ Regierungs-
systeme. Eine Folge der Reform 
war der von den Verfassungsge-
richten erzwungene Wegfall der 
Fünfprozenthürde. Begründet 

wurde dies damit, dass die Räte 
im Unterschied zu den Parlamen-
ten in Ländern und Bund keine Re-
gierung bestellen und im Amt hal-
ten müssten. Kritiker beklagen da-
gegen ein Regierbarkeitsproblem. 
Den nicht selten aus zehn oder 
mehr Parteien zusammengesetz-
ten Räten falle es immer schwerer, 
mehrheits- und arbeitsfähige Koa-
litionen zu bilden. Gerade die Ver-
treter radikaler Parteien verhielten 
sich in den Sitzungen oftmals ob-
struktiv. Zudem begünstigten die 
Regelungen eine Konstellation, in 
der ein Bürgermeister mit einer 
parteipolitisch anders gefärbten 
Ratsmehrheit zusammenarbeiten 
müsse.

Ein weiteres potenzielles Er-
schwernis für die kommunalen 
Verantwortungsträger ergibt sich 
durch die im Zuge der Reformen 
zeitgleich erfolgte Einführung 
von Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheiden. Deren Nutzungs-
praxis bleibt zwar überschaubar 
und weist zwischen den Ländern 
große Unterschiede auf. Auch wo 
die Verfahren nicht direkt zur An-

wendung gelangen, trägt aber 
bereits ihre Existenz dazu bei, 
dass die Entscheidungsprozes-
se „konsensueller“ werden. Dies 
ist vor allem für die Länder ge-
wöhnungsbedürftig, die in ihrer 
Kommunalpolitik traditionell eher 
mehrheits- oder konkurrenzde-
mokratisch geprägt sind wie z.B. 
Nordrhein-Westfalen. 

Strukturelle Unterfinanzierung
Blickt man auf die materielle Sei-
te des Regierens, haben die Kom-
munen mit ähnlichen Problemen 
zu kämpfen wie die Länder. Ihre 
Funktion, die Lebensverhältnisse 
der Bürger vor Ort zu gestalten 
und zu verbessern, können viele 
von ihnen nur eingeschränkt er-
füllen, weil es an einer hinreichen-
den und verstetigten Finanzaus-
stattung fehlt. Eine überzeugende 
Lösung dieses Problems steht wei-
ter aus. Sie müsste dringend ge-
funden werden, damit die kom-
munale Demokratie ihre Grundla-
ge behält und die Bürger genug 
Gründe finden, sich auch in Zu-
kunft in den Gemeinden und für 
die Gemeinden zu engagieren.
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Herausforderungen der lokalen Demokratie
Von Prof. Dr. Frank Decker, wissenschaftlicher Leiter der Bonner Akademie für Forschung und Lehre praktischer Politik

Kommunen als Brennglas für Entwicklungen 
Von Prof. Dr. Rainer Bovermann MdL

Wir gestalten die Gesellschaft von morgen!
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Von Maik Luhmann, Landesgeschäftsführer der SGK NRW

Modellprojekte für digitale und hybride 
Sitzungen sollen Aufschluss geben
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T! Wir möchten von euch eure Sicht auf das kommu-
nalpolitische Ehrenamt erfahren. Ihr seid schließlich 

die Experten vor Ort. Mit der Beantwortung der Fragen helft ihr 
uns dabei, eine Debatte über die Zukunft des kommunalpoliti-
schen Ehrenamtes und damit auch Gestal-
tung der Demokratie vor Ort breit zu veran-
kern. Eine solche Debatte muss jedoch sorg-
fältig geführt werden und sollte nicht Op-
fer unmotivierter politischer Schnellschüsse 
werden! Fragebogen
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Natürlich möchten wir mit euch 
nicht nur Kaffee trinken, son-
dern in einer halben Stunde im-
mer freitags von 9:00 Uhr bis 
9:30 Uhr aktuelle kommunalpoli-
tische Themen vorstellen, disku-
tieren, sowie euch kurz Seminar-
inhalte und andere Interessante 
Themen rund um das kommuna-
le Mandat vorstellen.

Wir sind mit diesem neuen For-
mat am 18. Juni gestartet und 
haben nicht nur das Bundes-
tagswahlprogramm der SPD auf 
kommunalpolitische Themen hin 
abgeklopft und die Kernbot-
schaften für euch herausgear-

beitet, sondern mit euch auch 
schon über die Vor- und Nach-
teile hybrider Rats- und Aus-
schusssitzungen diskutiert. Auch 
möchten wir mit euch gerne re-
gelmäßig Tipps und Tricks zu un-
terschiedlichen Handwerkszeu-
gen aus der kommunalen Praxis 
teilen. So haben wir Euch schon 
z.B. einige Infos zur erfolgrei-
chen Sitzungsleitung vorgestellt. 
Ihr habt das Gefühl etwas ver-
passt zu haben? Kein Problem, 
die Inhalte unserer digitalen 
kommunalen Kaffeepause findet 
ihr demnächst im Intranet zum 
Download. Schaut einfach frei-
tags mal auf einen Kaffee vorbei.

Den Zugangslink übersenden 
wir euch wöchentlich per 
Mail oder einfach über 
diesen QR-Code einwählen: 

Das Oberverwaltungsgericht 
NRW hat sich mit seinem Ur-
teil vom 12.05.2021, Az 15 A 
1735/20, mit einem speziellen As-
pekt der Beigeordnetenwahl be-
schäftigt und entschieden, dass 
Bewerber:innen um diese Positi-
on damit zu rechnen haben, dass 
ihre Bewerbung und ihre Eignung 
und Befähigung für das ange-
strebte Amt schon im Vorfeld der 
Wahl Gegenstand eines öffentli-
chen Diskurses sind.

Dies haben sie, soweit sie die 
Wählbarkeitsvoraussetzungen 
erfüllen, grundsätzlich auch hin-
zunehmen. Aufgrund der her-
ausgehobenen Position der Bei-
geordneten, müssen diese eine 
gewisse Beeinträchtigung ihres 
Persönlichkeitsrechts durch eine 
öffentliche Debatte hinnehmen. 
Ausgehend davon ist für einen 
Ausschluss der Öffentlichkeit bei 
der eigentlichen Beigeordneten-
wahl kein Raum.

Daraus folgt aber nicht, dass 
sämtliche in ihren Bewerbungs-
unterlagen enthaltenen persönli-
chen – und gegebenenfalls sehr 
sensiblen – Daten öffentlich ge-
macht werden dürfen. Es ist ei-
ne Abwägung zwischen der Man-
datsfreiheit der Ratsmitglieder 
und dem öffentlichen Informati-
onsinteresse einerseits mit dem 
privaten Geheimhaltungsinteresse 
der Bewerber:innen andererseits 
durchzuführen.

Der Umstand ihrer Bewerbung für 
sich genommen ist indes jeden-
falls nicht seiner Natur nach ge-
heimhaltungsbedürftig. Auch et-
waige Qualifikationen der Bewer-
ber unterliegen nicht per se der 
Geheimhaltungspflicht, da diese 
lediglich der Sozialsphäre zuzu-
ordnen sind, welche im Rahmen 
des Bewerbungsverfahrens keiner 
besonderen Schutzbedürftigkeit 
unterliegt.

Die Anzahl der Themengebiete, 
mit denen Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sich im Rah-
men ihrer Amtszeit befassen müs-
sen, ist immens. Das Buch stellt In-
formationen zu den zehn Themen 
zusammen, die in der kommuna-
len Arbeit besonders relevant sind 
(u. a. Vergaberecht, Korruptions-
prävention, Bauplanungsrecht, 
Steuerpflicht, Beihilferecht). 

Darüber hinaus werden Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister 
hier bestärkt, ein in ihrer Kommu-
ne realisierbares Informations- und 
Controllingsystem zu etablieren. 
Bei der Auswahl der Themenfelder 
wurde neben ihrer besonderen 
Komplexität auch darauf geach-

tet, dass Verstöße hier schnell zu 
schwerwiegenden Konsequenzen 
für die Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeister führen können. 
Dazu werden die Informationen 
durch nachvollziehbare Beispie-
le aus der Beratungspraxis und 
Rechtsprechung untermauert. 

Arnd Stiel ist Lehrbeauftragter für 
Rhetorik an der Universität Han-
nover und Geschäftsführer der 
KommunalplusBildung GmbH & 
Co. KG. Der Rechtsanwalt und 
Betriebswirt (IWW) ist darüber 
hinaus als Forschungsbeauftrag-
ter für die ISG (Innovative Stadt-
gesellschaft) tätig. Die einzelnen 
Themenbeiträge wurden von aus-
gewählten Autoren erstellt. 
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BÜRGERMEISTER UND INTERNE 
KOMMUNIKATION

Von Johannes Latsch, Kommunal- und 
Schul-Verlag Wiesbaden, 1. Auflage, 2020, 
274 Seiten, DIN A5, ISBN: 978-3-8293-1530-
2, 24,90 Euro
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RECHT DER RATSFRAKTIONEN

Prof. Dr. Hubert Meyer, Kommunal- und 
Schulverlag Wiesbaden, 11. aktualisierte 
Auflage, 2021, 326 Seiten, DIN A5, 
ISBN: 978-3-8293-1642, 29,00 Euro

In einem umfassenden Überblick 
werden die Rechte der Fraktionen 
als politische Entscheidungsträger 
in Gemeinden und Kreisen in al-
len Flächenbundesländern vorge-
stellt und die kommunale Finan-
zierung der Fraktionen ausführlich 
erörtert. Selbstverständlich finden 
die aktuelle Rechtsprechung und 
das neue Schrifttum Anwendung. 
Besondere Beachtung erfährt die 
Darstellung der rechtlichen Vor-
aussetzungen von Fraktionsaus-
schlüssen. Begriffserklärung, Be-
deutung und Rechtsnatur sowie 
Rechte und Pflichten der Frakti-
onen werden erklärt und mit Er-
läuterungen zur Einbindung der 

Fraktionen in die Kommunalver-
fassung sowie ihrer Finanzierung 
verknüpft.

Das Buch präsentiert eine außer-
gewöhnlich gut vergleichbare 
Darstellung länderübergreifender 
Vorgaben unter Bezugnahme auf 
spezifische Regelungen einzelner 
Bundesländer. 

Der Autor Prof. Dr. Hubert Mey-
er, geschäftsführendes Vorstands-
mitglied des Landkreistags Nie-
dersachsen, vermittelt die Materie 
anschaulich und praxisnah. 

RECHT

Die Beigeordnetenwahl in der 
öffentlichen Debatte 

Kommunale Kaffeepause – digital
Die SGK-Geschäftsstelle lädt euch zur 
kommunalen Kaffeepause ein!
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Ob man Wasser als Rohstoff, als 
Produktionsfaktor oder eben als 
Lebensmittel nutzt: Wasser ist für 
die menschliche Existenz und für 
unsere Umwelt unentbehrlich. 
Vor diesem Hintergrund ist es un-
abdingbar, dass den Menschen 
in NRW bewusst ist, dass die-
se wichtige Ressource angemes-
sen geschützt und bewirtschaftet 
werden muss.
Leider scheint dies der nord-
rhein-westfälischen Landesregie-
rung nicht bewusst zu sein. Dies 
zeigt das kürzlich von CDU und 
FDP verabschiedete Landeswas-
sergesetz.

Land fehlt Strategie
Ende August 2020 hat die Lan-
desregierung ihren Gesetzes-
entwurf vorgelegt und gezeigt, 
dass sie vor allem von der Idee 
getrieben ist, die Weichenstel-
lungen der rot-grünen Vorgän-
gerregierung zurückdrehen zu 
wollen. Was der Landesregie-
rung dagegen fehlt, ist eine kla-
re Strategie und Vorstellung für 
die NRW-Wasserwirtschaft. Ei-
ne solche Strategie hat die Lan-

desregierung bis heute nicht vor-
gelegt und so zeigt sich in dem 
nun beschlossenen Landeswas-
sergesetz, dass sie nur nach den 
Interessen der Landwirtschaft 
und der Kiesindustrie handelt. 

Jedoch nicht im Inte-
resse der Wasserwirt-
schaft, des Arten- und 
des Trinkwasserschut-
zes und damit uns Ver-
brauchern

Konkret verfolgt die 
Landesregierung mit 
ihrem Gesetzentwurf 
drei Vorhaben. Land-
wirtinnen und Land-
wirte sollen nun wieder 
näher an Gewässern 
Dünger und Pestizide 

ausbringen können. Ermöglicht 
wird das durch eine Änderung bei 
den Gewässerrandstreifen. Bisher 
galt noch ein Abstand von min-
destens zehn Metern. Dieser soll 
nun auf fünf Meter reduziert wer-

den. Dies birgt jedoch die Gefahr, 
dass Gefahrstoffe aus der Land-
wirtschaft, wie Dünger und Pflan-
zenschutzmittel, in die Gewässer 
gelangen. Gerade die Wasser-
wirtschaft sieht diese Änderung 
kritisch und merkt an, dass die-
se einem nachhaltigen Gewässer-
schutz im Sinne der EU-Wasser-
rahmenrichtlinie widerspricht.

Trinkwasser nicht gefärden!
Ein weiterer Knackpunkt ist der 
Kiesabbau. Es wird nun ermög-
licht, auch in Wasserschutzge-
bieten Kies und Sand abzubau-
en, obwohl Studien zeigen, dass 
damit die Trinkwasserqualität be-
einträchtigt werden kann. Die-
sen Sachverhalt habe ich auch 
schon für die SPD Landtagsfrakti-
on während des Gesetzgebungs-
verfahrens kritisiert. Kiesabgra-
bungen in Wasserschutzgebieten 
sind nun grundsätzlich erlaubt. 
Eine gefährliche Strategie, denn 
Studien zeigen, dass Abgrabun-
gen gerade die Wasserqualität 
negativ beeinflussen. Wenn die 
Landesregierung ehrlich an den 
Grundwasserkörpern interessiert 

ist, die für den Aufbau und Vor-
ratshaltung so wichtig sind, […] 
muss ich sie jedoch daran erin-
nern, dass es genau diese Grund-
wasserkörper sind, die mit die-
sem Gesetz in große Schwierig-
keiten gebracht werden.

Weiterhin verfolgt die Landes-
regierung mit dem neuen Lan-
deswassergesetz das Ziel, Be-
fristungen von Erlaubnissen zur 
Gewässerbenutzung zu entfris-
ten. Jedoch sorgen die aktuell 
befristeten Genehmigungen da-
für, dass die Behörden schneller 
und unkomplizierter auf wissen-
schaftliche Erkenntnisse bei der 
Gewässernutzung reagieren kön-
nen.

Das Landeswassergesetz von 
CDU und FDP zeigt leider, dass 
diese Landesregierung wissen-
schaftliche Erkenntnisse nicht 
berücksichtigt und nicht im Sin-
ne einer nachhaltigen Wasserver-
sorgung handelt. Dieses Gesetz 
ist eindeutig mehr Rückschritt als 
Fortschritt für eine nachhaltige 
Wasserversorgung in NRW. 
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Von André Stinka, stellvertretender Fraktionsvorsitzender der SPD-Landtagsfraktion 

Landeswassergesetz der Landesregierung
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lwl-spd.de

MÖGLICH MACHEN!
Telefon: 0251 591-244
Fax: 0251 591-270
www.lwl-spd.de
spd@lwl.org

SPD-Fraktion in der
Landschaftsversammlung Westfalen-Lippe
Freiherr-vom-Stein-Platz 1
48147 Münster

Fraktionsvorsitzender:
Karsten Koch
Fraktionsgeschäftsführerin:
Anneli Hegerfeld-Reckert

40 Frauen und Männer aus den 
Regierungsbezirken Arnsberg, Detmold 
und Münster bilden die LWL-SPD-Fraktion.

Für Menschen mit Behinderung 
ein selbstbestimmtes Leben 
möglich machen!

Eine gute und wohnortnahe 
Versorgung psychisch Erkrankter 
möglich machen!

Kostenlose kulturelle Bildung für 
alle Kinder und Jugendlichen 
möglich machen!

Menschen mit Behinderung den Zugang zum 
allgemeinen Arbeitsmarkt möglich machen! Das gemeinsame Lernen aller 

Kinder möglich machen!
Bis 2030 den LWL 
klimaneutral machen! Den LWL mit seinen 18.000 Mitarbeitenden 

zum attraktiven und familienfreundlichen 
Arbeitgeber machen!
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Drei Zimmer, Küche, Diele, Bad – das können sich 
in NRW immer weniger Menschen leisten.

Unsere Vorschläge in aller Kürze

KOMPAKTINFO Für gutes und 

 in NRW 
 bezahlbares Wohnen 

 OFFENSIVE „STARKER UND BEZAHLBARER WOHNUNGSBAU NRW“ 
Bis zum Jahr 2040 fehlen in NRW rund eine Million Wohnungen. 
Daher brauchen wir 100.000 neue Wohnungen pro Jahr. Wir 
wollen mehr Geld in die Wohnraumförderung investieren und 
damit verstärkt Wohnungen mit Mietpreisbindung schaffen.

 OFFENSIVE „MIETERSCHUTZLAND NRW“ 
In nur noch 18 von 396 Kommunen in NRW sind Mieterinnen 
und Mieter vor überzogenen Preissteigerungen geschützt. 
Der Mieterschutz muss wieder Vorrang genießen und soll wieder 
überall im Land gelten. 

 OFFENSIVE „GEMEINWOHLORIENTIERTE BODENPOLITIK“ 
Um Spekulationen auf Grund und Boden zu unterbinden, sollen 
Kommunen eine Grundsteuer C erheben dürfen. Nur so können 
wir die Entwicklung der Grundstückspreise im Interesse der 
Einwohnerinnen und Einwohner eindämmen.

 OFFENSIVE „GUT UND SICHER LEBEN ZUHAUSE“ 
Mit einem Investitionsprogramm für familienfreundliche und 
lebenswerte Städte wollen wir ein gutes Wohn- und Lebens-
umfeld schaffen – mit kurzen Wegen zu Bildungseinrichtungen 
und einer guten Anbindung an das öffentliche Verkehrsnetz. 
  

 THOMAS KUTSCHATY 

 „Das Geld der Leute 
 wird durch die 

 Mieten aufgefressen. 

 Die Mieten müssen runter. 
 Und zwar schnell.“ 

Fraktionsvorsitzender

SPD-Fraktion im Landtag NRW 
Platz des Landtags 1 // 40221 Düsseldorf  
0211-88 44 777 // spd-fraktion@landtag.nrw.de

 Weitere Infos unter: 
 www.spd-fraktion-nrw.de 

In Nordrhein-Westfalen schrumpft der Wohnraum, den Normalverdienende bezahlen
können. Die Mieten steigen zum Teil rasanter als die realen Einkommenszuwächse – mit 
schwerwiegenden Folgen. In vielen Städten in NRW müssen Menschen für Miete 
und Nebenkosten oft mehr als 30 Prozent ihres monatlichen Einkommens aufbringen. 

Wir stehen an der Seite der Mieterinnen und Mieter und fordern deshalb: 
NRW braucht einen Neustart in der Wohnungspolitik.  
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